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E-Government in Deutschland – Eine Bürgerperspektive Das E-Government-Angebot in Deutschland ist noch immer lückenhaft, die Nutzerfreundlichkeit unzureichend. Dies ist eines der zentralen Ergebnisse der neuen Studie „E-Government in Deutschland – Eine Bürgerperspektive“, die McKinsey in den vergangenen Monaten durchgeführt hat. Für die Studie haben wir im Herbst 2014 die Onlineservices von acht ausgewählten Groß- und zwei Mittelstädten anhand von sechs typischen Ereignissen im Leben eines Bürgers untersucht, die Kontaktaufnahme mit unterschiedlichen Behörden erfordern (wie z.B. Geburt eines Kindes, Eheschließung oder Gründung eines eigenen Unternehmens). Den mangelnden Fortschritt beim Ausbau von E-Government führen öffentliche Stellen oft auf das fehlende Interesse der Bürger zurück. Tatsächlich ist die Zurückhaltung noch immer relativ groß: In einer Befragung der Europäischen Kommission gab 2014 nur knapp die Hälfte der deutschen Bevölkerung an, derzeit das Onlineangebot öffentlicher Einrichtungen zu nutzen – in Dänemark sind es rund



85% der Bürger.1 Als Grund nennen 80% der Nicht-Nutzer in der EU, dass sie das derzeitiger E-Government-Angebot schlichtweg nicht überzeugt – sie bevorzugen weiterhin den persönlichen Kontakt zur Verwaltung, weil ihnen Onlineservices noch zu umständlich und kompliziert erscheinen. 24% glauben, ihnen fehlten die nötigen EDV-Kenntnisse, 21% wissen nicht, welche Angebote es überhaupt gibt (Abbildung 1). Gerade angesichts solcher Faktoren, die weniger auf Skepsis als auf unbefriedigte Bedürfnisse schließen lassen, sollten Städte und Gemeinden alles daran setzen, ein breites und vor allem nutzerfreundliches E-Government-Angebot zu entwickeln. Denn die Erfahrung zeigt, dass die Akzeptanz neuer Produkte oder Dienstleistungen nicht zuletzt davon abhängt, wie leicht sie zugänglich sind. Auch die Nachfrage nach Tablet-PCs war z.B. verschwindend gering, bis mit dem iPad erstmals wirklich ein nutzerfreundliches Produkt auf den Markt kam.



E-Government-Angebote stoßen nur auf begrenzte Akzeptanz, insbesondere auf Grund geringer Nutzerfreundlichkeit E-Government-Angebote stoßen nur auf begrenzte Akzeptanz, insbesondere auf Grund geringer Nutzerfreundlichkeit in Prozent
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Abbildung 1



in Prozent Anteil der EU-Bürger, die E-GovernmentAngebote nutzen
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QUELLE: Europäische Kommission (2014); McKinsey



1 Europäische Kommission (2014).
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Ausgangslage: Deutschland bleibt hinter dem eigenen Anspruch zurück Im internationalen Vergleich schneidet Deutschland in puncto E-Government relativ schlecht ab und hat zuletzt noch weiter an Boden verloren. Das zeigt sich etwa im E-Government-Index der Vereinten Nationen: Nach Platz 17 im Jahr 2012 ist Deutschland zuletzt auf Platz 21 von 192 Ländern abgerutscht – ein klares Indiz, dass hierzulande zu wenig für E-Government getan wird. Spitzenreiter sind Länder wie Südkorea, Australien und Singapur.2



Unter den 300 meist besuchten Websites in Deutschland sind nur wenige von öffentlichen Trägern.3 Die Bundesagentur für Arbeit schafft es auf Platz 61, berlin.de kommt auf Rang 177, bayern.de auf 292. Portale von Nordrhein-Westfalen, der Europäischen Union oder Hamburg zählen gerade noch zu den Top 500. Bei Europas E-Government-Vorreiter Estland sieht das anders aus. Unter den 50 meistbesuchten Websites findet sich beispielsweise emta.ee – die estnische Steuerbehörde.4 Was den Onlineauftritt der Steuerbehörde so beliebt macht: Hier kann man z. B. in nur fünf Minuten seine Einkommensteuererklärung abgeben. Die estnischen Bürger können außerdem in nur rund 18 Minuten ein neues Unternehmen registrieren oder von zu Hause aus über das Internet ihre Stimme bei der Kommunalwahl abgeben.5 Estland weiß offensichtlich, wie E-Government funktioniert. Aber auch andere europäische Länder sehen das große Potenzial, das sich aus der breiten Einführung und Nutzung von Onlineservices ergibt. Portugal gilt etwa im diesjährigen E-Government-Report der Europäischen Kommission als „Paradebeispiel für nutzerzentriertes E-Government“. Als Best-Practice-Beispiel dient die Declaração Mensal de Remunerações (DMR): Über diesen digitalen Single-AccessChannel können Arbeitgeber seit Februar 2013 sämtliche für Sozialversicherung und Steuer relevante Informationen auf den Gehaltsabrechnungen der Mitarbeiter online an die jeweiligen Ämter übermitteln. Das spart Unternehmen viel Papier, Mühe und Zeit – Zeit, die in das eigentliche Geschäft investiert werden kann.6 Mit dem ELENA-Verfahren besaß Deutschland bis vor wenigen Jahren eine vergleichbare Lösung; in einer zentralen Datenbank waren bereits Gehaltsdaten von über 90% der Unternehmen sicher und verschlüsselt gesammelt. Weil ELENA in der öffentlichen Diskussion



2 3 4 5 6 7 8



jedoch wenig objektiv als „Datenkrake“ abgetan und mehrheitlich die Gefahr des Missbrauchs der Daten an die Wand gemalt wurde, stellte man das Projekt im April 2012 wieder ein. Die politischen Entscheidungsträger in Deutschland haben grundsätzlich erkannt, dass E-Government großen Nutzen stiftet. Das Thema steht daher offiziell ganz oben auf der politischen Agenda. Am 1. August 2013 etwa trat das E-Government-Gesetz (E-GovG) in Kraft.7 Es wird untermauert vom Grundsatzpapier „Digitale Verwaltung 2020“, in dem die Bundesregierung 2013 die Rahmenbedingungen für die Verwaltung der Zukunft skizzierte. Außerdem formulierte die Bundesregierung 2013 ihre „Digitale Agenda 2014 - 2017“ mit der Gesamtstrategie für die Digitalisierung aller Lebensund Wirtschaftsbereiche. Diese Dokumente bekunden die Ambitionen für E-Government in Deutschland. In der Digitalen Agenda etwa ist nicht nur die Rede davon, „alle nutzbringenden Dienstleistungen der Verwaltung online zur Verfügung“ zu stellen, sondern es wird auch die „digitale Transformation der öffentlichen Verwaltung“ als Ziel ausgegeben.8 Ähnliche Ziele verfolgte bereits die nationale E-GovernmentStrategie von 2010. Im damaligen Leitbild für 2015 heißt es: „Im Jahr 2015 erreicht das deutsche E-Government einen europäischen Spitzenplatz, weil es am Nutzen für Bürger, Unternehmen und Verwaltung orientiert ist.“ Hiervon ist Deutschland, wie die aktuelle McKinsey-Studie zeigt, jedoch weit entfernt.



United Nations (2014). alexa.com (2014a). alexa.com (2014b). e-estonia.com (2014). Segurança Social (2014). Die Bundesregierung (2014b). Die Bundesregierung (2014a).
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Methodik und Vorgehensweise 2012 führte McKinsey erstmals eine Bestandsaufnahme der Onlineangebote deutscher Kommunen durch. Die Studie „Die kommunale E-Government-Landschaft in Deutschland“ ermittelte für 200 Klein-, Mittel- und Großstädte Umfang und Breite des Internetangebots der Verwaltungen. Die aktuelle Studie „E-Government in Deutschland – Eine Bürgerperspektive” konzentriert sich nun ausschließlich auf acht Groß- und zwei Mittelstädte, die 2012 mit ihren Onlineservices besonders gut abgeschnitten hatten: Berlin, Bonn, Düsseldorf, Frankfurt, Gladbeck, Gummersbach, Hamburg, Nürnberg, München und Stuttgart. Wir wollten wissen: Wie gut sind die besten E-Government-Kommunen heute, was können andere Städte und Gemeinden von diesen Top-Performern lernen? Bei der Erfassung des Onlineangebots wurden sechs typische Ereignisse im Leben eines Bürgers („Life Events“) untersucht, die zum einen häufig vorkommen und zum anderen intensiveren Kontakt mit der öffentlichen Verwaltung mit sich bringen: 1) Geburt, 2) Übergang von der Schule in den Beruf, 3) Eheschließung/Verpartnerung, 4) Gründung eines Unternehmens, 5) Jobverlust/-suche und -wiederaufnahme sowie 6) Todesfall. Diese Ereignisse sind abgeleitet aus dem Bewertungsraster der Europäischen Kommission, das in Untersuchungen zu E-Government verwendet wird.9 Sie orientieren sich auch daran, was der Bürger heute von E-Government erwartet: ein konsolidiertes, aus Sicht der Nutzer durchgängig gestaltetes Angebot, das schnelle und unkomplizierte Behördenkontakte ermöglicht, sowie eine einzige Schnittstelle, über die alle Informationen übertragen und Prozesse abgewickelt werden können. Die sechs Ereignisse haben wir in administrative Teilschritte zerlegt: die Geburt eines Kindes etwa umfasst 15 Teilschritte, der Übergang von Schule zu Beruf bis zu 8, Eheschließung/Verpartnerung 10, eine Unternehmensgründung 11, der Wiedereinstieg in den Beruf nach Jobverlust 16 und ein Todesfall bis zu 15. Sämtliche Teilschritte eignen sich grundsätzlich dazu, sie online zu erledigen. Wir haben untersucht, ob und inwieweit die beteiligten Institutionen und Einrichtungen tatsächlich bereits E-Government-Angebote zur Verfügung stellen (Digitalisierungsgrad) – von den Einwohnermelde- und Jugendämtern der Kommunen über die Finanzämter und die Bundesagentur für Arbeit bis hin zu den Gerichten. Dabei wurde für jeden einzelnen administrativen Teilschritt geprüft, welche E-Service-Tiefe die Ämter erreichen: ƒƒ E-Information. Der Bürger kann sich online über die von der Institution angebotenen Dienstleistungen und die im Rahmen des Teilschritts benötigten Unterlagen informieren. ƒƒ E-Interaktion. Der Bürger kann die Verwaltung online erreichen (z.B. über E-Mail und Foren) und auf amtliche Formulare online zugreifen. ƒƒ E-Abwicklung. Der Bürger kann einen Prozess (zumindest teilweise) online abwickeln, d.h. Formulare etwa über E-Mail oder Portale einreichen. Auch der Bescheid wird elektronisch versandt. Um uns einen Gesamtüberblick über die Ereignisse bzw. die Städte zu verschaffen, haben wir die E-Service-Tiefe jeweils mit einem Zahlenwert hinterlegt (von 0 = Es werden nicht einmal Informationen online bereitgestellt, bis 1 = Der Teilschritt lässt sich (fast) vollständig online erledigen). Außerdem haben wir berücksichtigt, inwieweit Teilschritte digitalisierbar sind.



9 Europäische Kommission (2012).
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Schwachstellen: Das Angebot ist lückenhaft, die Nutzerfreundlichkeit unzureichend Schon die McKinsey-Studie „Die kommunale E-Government-Landschaft in Deutschland“ 2012 zeigte: Attraktivität und Akzeptanz der Onlineangebote müssen gesteigert werden. Zwar boten Großstädte ihren Bürgern umfangreichere Onlineservices als kleinere Kommunen, doch auch in vielen Metropolen war das Internetangebot der Verwaltungen noch deutlich ausbaufähig.



Die aktuelle Untersuchung der E-Government-Angebote in den Kommunen zeigt: Selbst bei den damaligen Vorreitern von E-Government klafft eine gewaltige Lücke zwischen dem Angebot und den Bedürfnissen der Bürger. Der Digitalisierungsgrad (Anzahl der Teilschritte, die online angeboten werden) ist bei fast allen untersuchten Life Events relativ gering (Abbildung 2). Viele Anliegen muss der Bürger auch heute noch persönlich bei der Behörde vortragen, während es gleichzeitig den vorhandenen Onlineangeboten oft an Nutzerfreundlichkeit fehlt.



zur Aufnahme und Ausübung ihrer Dienstleistungstätigkeit erforderlichen Verfahren und Formalitäten online über einen einzigen Kontaktpunkt abwickeln können müssen. Dies zeigt, dass durchgängige Angebote unabhängig von Behördengrenzen geschaffen werden können, wenn es dazu gesetzliche Vorgaben gibt. Ein genauerer Blick auf die zehn untersuchten Städte macht deutlich, dass zumindest E-Information inzwischen fast überall zum Standard gehört. Berlin, Düsseldorf und Hamburg gelingt es außerdem, auch bei E-Interaktion und E-Abwicklung ein immerhin mäßig gutes Angebot zu unterbreiten – sie schaffen es so in die E-Government-Spitzengruppe (Abbildung 3).



Dass es auch anders geht, zeigt die einzige Ausnahme bei den untersuchten Life Events – die Unternehmensgründung. Denn hier gibt es die Europäische Dienstleistungsrichtlinie (Richtlinie 2006/123/EG), die garantiert, alle Bei allen Life-Events kanndass derGründer Digitalisierungsgrad



noch verbessert werden – Unternehmensgründung steht am besten da
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Bei den meisten Life Events ist der Digitalisierungsgrad noch gering Abbildung 2



Eheschließung/Verpartnerung Gründung eines Unternehmens Printed



Jobverlust/-suche und -wiederaufnahme Todesfall



1 Gemessen an der Verfügbarkeit und Qualität der E-Government-Angebote in den einzelnen Teilschritten QUELLE: McKinsey
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Große Lücken bestehen insbesondere bei E-Interaktion und E-Abwicklung



Große Lücken bestehen insbesondere bei E-Interaktion und E-Abwicklung E-Government-Leistungen im Überblick
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Stadt



Bewertung2



Abbildung 3



1 Gemessen an der Verfügbarkeit und Qualität der E-Government-Angebote in den einzelnen Teilschritten 2 Aggregierte Bewertung zu den analysierten Life Events Geburt, Eheschließung/Verpartnerung, Gründung eines Unternehmens, Todesfall; die Life Events Übergang von Schule in Beruf und Jobverlust/-suche und -wiederaufnahme wurden hier nicht betrachtet, weil sie in den Kernteilschritten nicht in die Verantwortung der Kommunen fallen. 3 Online bereitgestellte Informationen zu Vorgang, beteiligten Einrichtungen und benötigten Unterlagen 4 Möglichkeit zur Kontaktaufnahme mittels E-Mail und Onlineterminvereinbarung sowie online bereitgestellten Formularen 5 Möglichkeit, den Teilschritt online zu veranlassen (d.h. ohne persönlichen Kontakt oder Papier) oder zu erledigen QUELLE: McKinsey



E-Abwicklung ist nur in Ausnahmefällen möglich Steuerklasse ändern? Meldebescheinigung einholen? Eigentlich ganz simple Prozesse. Doch auch 2014 lassen sie sich in vielen deutschen Städten nicht online abwickeln. Tatsächlich laufen Behördenprozesse vielerorts noch immer so ab wie vor 30 Jahren. Beispiel „Eheschließung“: Wer heiratet, muss verschiedene Ämter aufsuchen. Benötigt werden z.B. ein Auszug aus dem Geburtenregister und eine Aufenthalts- und Meldebescheinigung, die Steuerklasse wird geändert und auch der Name auf den Ausweisen. Durchgängig lässt sich das vom heimischen Computer aus nicht erledigen: ƒƒ Der Auszug aus dem Geburtenregister kann noch in allen zehn betrachteten Städten online beantragt werden. Die Behörde stellt ihn dann per Post zu.



ƒƒ Doch schon die Aufenthalts- und Meldebescheinigung, bei vielen Eheschließungen ebenfalls ein Muss, lässt sich lediglich in zwei Städten (Gladbeck und Nürnberg) über das Internet beantragen. ƒƒ Keine Kommune bietet die Möglichkeit, die Steuerklasse online zu ändern – dieser Mangel ist besonders ärgerlich, muss doch die Steuerklasse nach der Hochzeit ausnahmslos angepasst werden. ƒƒ Die Änderung des Namens auf den Ausweisen lässt sich ebenfalls in keiner Stadt per Internet abwickeln. Eigentlich sollte der elektronische Personalausweis das zentrale Instrument für E-Abwicklung werden. Laut „Digitale Agenda 2014 - 2017“ der Bundesregierung will man die „sichere Authentifizierung auch mit der eID-Funktion des Personalausweises“ einführen.10 Zudem heißt es, dass



10 Die Bundesregierung (2014a).
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das „persönliche Erscheinen bei einer Behörde oder die eigenhändige Unterschrift“, wo immer möglich, „ersatzlos gestrichen“ werden soll.



ƒƒ Als einzige Stadt bietet Berlin in manchen Bezirken die Möglichkeit, online einen Termin mit dem Standesamt zu einem Todesfall zu vereinbaren.11



Die aktuelle McKinsey-Untersuchung macht deutlich, dass es bis dahin noch ein weiter Weg ist: Noch kann man in der deutschen E-Government-Landschaft mit dem elektronischen Personalausweis wenig anfangen. Der Behördengang erfolgt in der Regel nach wie vor offline. Wünschenswert wäre hier ein Kraftakt, der den elektronischen Personalausweis auf breiter Front etabliert und Hindernisse wie z.B. fehlende Lesegeräte kreativ überwindet. 2010 wurden im Rahmen des Konjunkturpakets II ca. 1,5 Mio. Lesegeräte über unterschiedliche Partner wie z.B. Versicherungen und Zeitschriften zur Verfügung gestellt. Denkbar wäre es, jedem Bürger, der in den kommenden drei Jahren einen neuen Personalausweis erhält, ein BSIzertifiziertes Lesegerät für die eID-Funktion kostenlos zur Verfügung zu stellen. Bei einem Aufwand von rund 240 Mio. EUR, verteilt auf drei Jahre, ließe sich so relativ rasch eine Durchdringung von mindestens 30% der Bevölkerung erreichen.



ƒƒ Nur Hamburg, München und Stuttgart listen Kontaktdaten von Bestattern im zentralen Stadtportal auf.



E-Interaktion setzt mühsames Suchen auf verschiedensten Websites voraus E-Government wird noch immer zu sehr aus Sicht der Behörden und ihrer Strukturen geplant statt aus Sicht des Bürgers, der ein bestimmtes Anliegen hat. Jede Behörde scheint – salopp formuliert – ihr eigenes digitales Süppchen zu kochen und ihre Aufgabe vor allem darin zu sehen, das eigene Angebot online zu stellen, ganz nach dem Motto: Das wird der Bürger schon finden. Die Integration der Angebote bleibt aus. Beispiel „Todesfall eines Angehörigen“ (wie er in Deutschland jährlich rund 850.000 Mal eintritt): Bei einem Todesfall in der Familie muss der Bürger – in einer emotionalen Ausnahmesituation – mit vielen Ämtern und anderen öffentlichen Institutionen Kontakt aufnehmen; z.B. den Todesfall melden, Bestatter und Friedhof auswählen sowie Erbschein und ggf. Hinterbliebenenrente beantragen. Das ist in den untersuchten Städten zum Teil zwar online möglich, doch muss sich der Betroffene mühselig durch das Internet klicken und die relevanten Kontaktdaten auf unterschiedlichen Websites zusammensuchen. Ein einheitlicher Ansprechpartner auf Behördenseite fehlt, auch wenn die Stadt Nürnberg immerhin eine Sterbefallabteilung als zentrale Anlaufstelle eingerichtet hat: 11 12



ƒƒ In immerhin sechs Städten (Berlin, Düsseldorf, Gummersbach, Hamburg, München, Stuttgart) können die Bürger per E-Mail Kontakt zu den örtlichen Friedhöfen aufnehmen. ƒƒ Keine einzige Stadt bietet die Möglichkeit, den Erbschein oder Hinterbliebenenrente online zu beantragen. Die Bundesregierung hat sich 2013 vorgenommen, digitale „Vorgänge in ihrer Komplexität von Anfang bis Ende […] umzusetzen“.12 E-Government-Angebote aus einer Hand würden dabei nicht nur den Nutzen für den Bürger maximieren. Sie bieten darüber hinaus die Chance, veraltete Verwaltungsstrukturen in den Kommunen zu hinterfragen und ggf. so anzupassen, dass das, was aus Bürgersicht zusammengehört, auch in der Verwaltung zusammengelegt ist. Lediglich E-Informationen sind allgemein verfügbar Immerhin: Nahezu alle untersuchten Onlineportale bieten dem Nutzer umfassende Auskünfte und Informationen zu den verschiedensten Fragen. Beispiel „Geburt“: Zu den Aufgaben der jungen Eltern gehört es u.a., die Geburtsurkunde für ihr neugeborenes Kind zu beantragen, den Namen anzugeben (Vor- und ggf. Nachname), das Sorgerecht festzulegen sowie ggf. Elterngeld oder Kindergeld zu beantragen. Viele Eltern wollen ihr Neugeborenes auch unmittelbar für eine Betreuungseinrichtung anmelden. Dabei können sich die Bürger online vorab relativ genau über den Prozess informieren und benötigte Unterlagen herunterladen: ƒƒ Bis auf Gladbeck und Gummersbach bieten alle untersuchten Städte zumindest Basisinformationen dazu an, wie man das Sorgerecht festlegt. Angaben zu erforderlichen Unterlagen oder gar entsprechende Links fehlen allerdings meist. ƒƒ Neun Städte informieren auf ihren Websites, wie man eine Geburtsurkunde beantragt und einen Namen auswählt. Zum Teil enthalten die Seiten auch direkte Links



Häufig übernehmen Bestatter diese Aufgabe. Die Bundesregierung (2014b).
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zu relevanten Unterlagen. Gladbeck muss hier noch nachziehen. ƒƒ Mit Ausnahme von Nürnberg und Gladbeck bieten acht Städte online zum Teil sehr ausführliche Informationen zum Thema Elterngeld an, vier Städte (Berlin, Bonn, Düsseldorf, Hamburg) haben sogar entsprechende Formulare direkt verlinkt. Gerade neue Instrumente der Politik wie das Elterngeld werden offenbar standardmäßig auch über E-Government-Kanäle angebunden – ein positiver Trend.



ƒƒ Sechs Kommunen informieren auf ihren Websites darüber, wie man Kindergeld beantragt. Gladbeck, Gummersbach, Nürnberg und Stuttgart haben in diesem Punkt noch Nachholbedarf. Was insgesamt positiv auffällt: Mehrere Städte führen bei verschiedenen Prozessen auch nicht kommunale Dienstleistungen in ihren Dienstleistungsverzeichnissen auf: Berlin und Stuttgart etwa bieten Informationen zur Rentenversicherung, Hamburg auch Links zum Amtsund Nachlassgericht oder zur Bundesagentur für Arbeit (Abbildung 4). Außerdem verweisen viele Stadtportale auf Finanzämter oder Familiengerichte.



Hamburg führtführt auch Links zu nicht städtischen Einrichtungen auf Hamburg auch Links zu nicht-städtischen Einrichtungen auf Last Modified 25.02.2015 15:31 W. Europe Standard Time



Informationen zu Kindergeld bei Stadt Hamburg



Abbildung 4



Printed



QUELLE: Stadt Hamburg; McKinsey
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E-Services: Nachholbedarf zum Teil auch in der Privatwirtschaft Die „Digitale Agenda 2014 - 2017“ nennt die Privatwirtschaft als Benchmark für digitale Dienstleistungsangebote der Behörden: „Wir wollen […] digitale Dienstleistungsangebote […] vergleichbar einfach und effektiv anbieten wie private Anbieter“.13 Viele Unternehmen profilieren sich inzwischen tatsächlich über eine für Kunden unkomplizierte Onlineabwicklung von Prozessen, auch wenn dies noch längst nicht die Regel ist. Drei Beispiele: ƒƒ Namensänderung. Viele deutsche Banken bestehen zunächst auf postalischer Abwicklung. Wer aber anruft und nachfragt, kann die Unterlagen dann doch oft per E-Mail einreichen. ƒƒ Bearbeiten eines Todesfalls. Wer auf das E-Mail-Konto eines verstorbenen Angehörigen zugreifen will, muss beinahe immer postalisch den Erbschein einreichen. Gmail, ein Anbieter von E-Mail-Diensten, fordert sogar eine beglaubigte Übersetzung der Sterbeurkunde ins Englische, die der Trauernde dann per Fax oder Post nach Mountain View in Kalifornien schicken soll.14 ƒƒ Kündigen der Lebensversicherung. Kunden können bei fast allen Lebensversicherern ihren Vertrag nicht nur online abschließen, sondern auch kündigen. Eine E-Mail mit eingescannter Unterschrift reicht aus.
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Handlungsempfehlungen: Rahmenbedingungen verbessern, gemeinsam Know-how aufbauen Dass die deutschen Kommunen beim Thema E-Government hinterherhinken, hat drei Gründe: Zum einen fehlt ein gesetzlicher Rahmen mit konkreten Strategien und Aktionsplänen; kleinteilige Strukturen und dezentrale Herangehensweisen wirken sich hier negativ aus. Zum anderen mangelt es manchen Kommunen immer noch an Know-how für die Umsetzung und an Wissen, welche Vorteile E-Government mit sich bringt. Hier kann das so genannte Benchlearning helfen – das Lernen von den Besten. Schließlich steht in der Regel zu wenig Geld für die Umsetzung zur Verfügung. Wer in Deutschland das Thema E-Government voranbringen möchte, muss daher bei diesen drei Punkten ansetzen (Abbildung 5).



Forcierte Gesetzgebung Gibt der Gesetzgeber die richtigen Impulse, kann er die Entwicklung von E-Government beschleunigen. Der Einheitliche Ansprechpartner für Unternehmensgründungen ist hierfür ein Paradebeispiel. Initiiert von der EU über die Europäische Dienstleistungsrichtlinie (Richtlinie 2006/123/EG) garantiert der Einheitliche Ansprechpartner, dass Dienstleister alle zur Aufnahme und Ausübung ihrer Dienstleistungstätigkeit erforderlichen Verfahren und Formalitäten online über einen einzigen Kontaktpunkt abwickeln können. So ist etwa auch in Berlin der Einheitliche Ansprechpartner entstanden, der heute deutschlandweit als Best Practice gelten kann (Abbildung 6).



und ihre Umsetzung zu forcieren. Das bedeutet, bestehende Strategien wie die „Digitale Agenda 2014 - 2017“ weiter zu konkretisieren, Aktionspläne zu definieren und das Erreichen von E-Government-Zielen konsequent nachzuhalten, z.B. über einen Index. Ein sinnvolles Ziel könnte sein, bis Ende 2016 die eID des neuen Personalausweises als zentrale Identifikationsmöglichkeit für alle Behördendienstleistungen vorzuschreiben. Benchlearning



Behörden und Ämter müssen ihre Zusammenarbeit intensivieren. Zum einen geht es darum, die Nutzerfreundlichkeit zu verbessern und Angebote „aus einem Guss“ zu erarbeiten. Zum anderen kommt es darauf an, die Kosten zu minimieren In seiner Rolle als Gesetzgeber könnte auch der Bund noch und auch über kommunale Grenzen hinweg voneinander zu stärker auf die Kommunen einwirken und sie dazu bringen, lernen. Eine enge Kooperation beim Aufbau von E-Governihre Onlineservices auszubauen. Insbesondere gilt es, bereits ment-Angeboten könnte den erprobten Prinzipien des BencheGovernment braucht einen zusätzlichen Schub verabschiedete Gesetze und Richtlinien mit Leben zu füllen learning folgen:



Forcierung durch Gesetzgeber



Benchlearning



Wettbewerb Aufbau innovativer E-GovernmentLösungen gemeinsam mit deutschen Software-Start-ups



Navigatoren Übertragung von Lösungsansätzen über Navigatoren auf weitere interessierte Städte



Best-PracticePlattform Bereitstellung und Austausch von Best Practices über Onlineplattform



Abbildung 5
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Finanzielle Mittel



Konkretisierung von Strategien wie "Digitale Agenda 2014 - 17" und konsequentes Monitoring der Ziele
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E-Government in Deutschland braucht einen zusätzlichen Schub



Bereitstellung von speziellen Kreditlinien über Förderbanken, z.B. NRW.Bank



QUELLE: McKinsey
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Der Einheitliche Ansprechpartner Berlin bietet alle Services für Der Einheitliche Ansprechpartner Berlin alle Hand Services für Unternehmensgründer aus einer Hand Unternehmensgründer ausbietet einer Last Modified 25.02.2015 15:31 W. Europe Standard Time



Einheitlicher Ansprechpartner Berlin



Printed



QUELLE: berlin.de; McKinsey



ƒƒ Wettbewerb. Zunächst könnten einige Vorreiter-Städte wegbereitende E-Government-Services gemeinsam entwickeln und diese in bestehende Prozesse integrieren, wie z.B. einen Ein-Klick-Service, mit dem sich Einwohnermeldebescheinigungen online beantragen lassen. Während der Erprobung würde permanent Feedback von allen internen und externen Nutzern gesammelt, um die Nutzerfreundlichkeit weiter zu erhöhen und neue Standards zu etablieren. Der Bund könnte sich einbringen, indem er z.B. kostenfreies Hosting von E-Services über eine Cloud anbietet und so die Verfügbarkeit der Angebote rund um die Uhr gewährleistet. Idealerweise würde in die Entwicklung dieser Services nicht nur das Wissen „klassischer“ Unternehmen und Anbieter einfließen, sondern auch das Innovationspotenzial deutscher Start-ups. So bieten z.B. junge Berliner Unternehmen wie test-Cloud (Crowd Software Testing für Websites), Productive Mobile (Anpassung von Websites für mobile Endgeräte) oder d:evolute (Software-Entwicklung über Rapid-Prototyping-Ansatz) Produkte und Dienst15



leistungen an, die auch für E-Government relevant sein können. Ein jährlich stattfindender Wettbewerb könnte Start-ups – zusätzlich zur Vergütung – motivieren, an E-Government-Lösungen mitzuarbeiten: Für besonders gelungene Angebote etwa, die Start-ups gemeinsam mit Städten (etwa über ein Konsortium) entwickelt haben, könnte ein Preis von 10 Mio. EUR ausgeschrieben werden. Ein mögliches Kriterium für die Vergabe wäre: „Welchem Konsortium aus Kommunen und Start-ups gelingt es zuerst, mit einer neu entwickelten E-Service-Plattform 2 Millionen registrierte, aktive Nutzer zu gewinnen?“ Ein solcher Wettbewerb würde hohe Aufmerksamkeit erzeugen; handelt es sich um eine Open-Source-Software, würden interessierte Bürger auch Fragen der Datensicherheit aufgreifen. Ein solcher Wettbewerb könnte Start-ups helfen, neue Kunden zu akquirieren, und das Augenmerk der Kommunen auf innovative Lösungsansätze lenken. Die Idee eines solchen Wettbewerbs ist nicht neu. Seit 2000 gibt es z.B. schon den E-Government-Wettbewerb.15



E-Government-Wettbewerb (2014).
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Start-ups und ihre Innovationen sind darin jedoch noch nicht systematisch eingebunden; auch hohe Preisgelder als Anreiz sind noch nicht erprobt. ƒƒ Navigatoren. Die neu entwickelten E-GovernmentServices sollten nach ersten Anwendungserfolgen auf weitere Städte übertragen werden. Eine wichtige Rolle übernähmen dann so genannte Navigatoren – Mitarbeiter, die die Umsetzung begleitet haben und als Coaches ihr Know-how an interessierte Städte weitergeben. Wichtig ist, dass sich für Benchlearning nur solche Städte melden, die auch hinter dem Konzept stehen. Halbherziges Umsetzen von E-Government führt nicht zum Erfolg – das zeigen auch Erfahrungen mit digitalen Transformationen in der Privatwirtschaft. ƒƒ Best-Practice-Plattform. Schließlich müsste das erarbeitete Wissen kodifiziert und verbreitet werden. Denkbar wäre z.B. eine Best-Practice-Plattform, auf die alle Städte und Gemeinden Zugriff haben und die auch Software als Open-Source-Angebot zur Verfügung stellt. Auf dieser Plattform könnten auch andere vorbildliche E-Government-Aktivitäten erfasst und so über Einrichtungen, Ämter und Prozesse hinweg geteilt werden. Ein solcher kontinuierlicher Erfahrungsaustausch stellt sicher, dass neue Ideen und Verbesserungen breite Anwendung finden.



Finanzielle Mittel Der Aufbau von überzeugenden E-Government-Angeboten kostet viel Geld, rechnet sich aber in wenigen Jahren – sofern eine hinreichende Nutzung erreicht wird. Der Gesetzgeber sollte nicht nur Regularien vorgeben, sondern auch die für die Umsetzung benötigten Budgets für alle Ebenen zur Verfügung stellen. Nach Schätzungen des Nationalen Normenkontrollrats beträgt der Investitionsaufwand für die Bundesverwaltung derzeit 690 Mio. EUR – diesem stehen allerdings jährliche Einsparungen von 930 Mio. EUR gegenüber.16 Einer Studie der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement zufolge bergen rund 70% der Kernprozesse bei Städten und Gemeinden Möglichkeiten einer Optimierung durch E-Government – in einem Umfang von 20 bis 40%.17 Förderbanken wie die NRW.Bank könnten z.B. finanzschwachen Kommunen eine spezielle Kreditlinie für E-Government-Investitionen bieten und damit einen Anstoß geben, solche Einsparungen mittelfristig zu nutzen. Damit würde sich für die Kommunen nicht zuletzt die Chance eröffnen, Mitarbeiter statt in administrativen Prozessen vermehrt in wirkungsträchtigen Bereichen wie Bildung, Jugendarbeit oder Wirtschaftsförderung einzusetzen. Stimmen die Voraussetzungen, können die Kommunen ihre Onlineservices in nur wenigen Jahren signifikant ausbauen und im Sinne der Bürger einen besseren Zugang zu den Dienstleistungen bieten.



16 Nationaler Normenkontrollrat (2012). 17 KGSt (2011).
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